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Vorwort. 


— — — 


Es fällt mir nicht ein, irgendwie in weiterem Um— 
fange „altes und neues Recht“ in meinem lieben Vaterlande 
der Kritik unterwerfen zu wollen. Es handelt ſich mir nur 
im allerjpecielliten Intereſſe um die Klar- und Sicher- 
ftellung etlicher Rechte und Pflichten etlicher bereits auf 
dem Ausjterbeetat befindlichen theils Emeriten theils Eme— 
renden der evangelijchen Geiſtlichkeit, die freilich dem ſtolzen 
Schritt des Zeitgeiftes höchſt egal find, Für die ich daher 
auch bei Kumdigeren nur theils die höchite Apathie theils 
die unzulänglichiten abjprechenden Urtheile gefunden habe, 
die aber doch für die Genannten vecht bedeutend jein fünnen. 
Es iſt aber auch auf diefem winzigen Punkte unmöglich, 
das Geringite feitzuftellen, ohne allgemeinere und prin= 
cipiellere Fragen zu ftreifen. Und aus diefem Grunde 
glaube ich auch, dieſe Blätter als einen Beitrag zu der 
allgemeinen Zeitfrage nach) dem Alten und Neuen der Be— 
achtung aller denfenden Freunde einer gedeihlichen Ent- 
wicelung empfehlen und fie um neue Theilnahme für den 
durch Lieben wie durch Leiden gleich hart geprüften Stand 
der evangeliichen Geiftlichfeit bitten zu dürfen. 





Der S 9 des neuen Penſtonsgeſehes. 


— — 


AUnter dem 26. Januar 1880 iſt ein neues Penſionsgeſetz 
für die evangeliſche Landeskirche der älteren Provinzen des 
preußiihen Staates erſchienen. Es giebt ſich als ein neues 
und enthält in der That recht viel Neues, wiewohl dem 
Suriften, Juſtizrath Stämmler, welcher „Rathſchläge und Er— 
läuterungen über das Geſetz“ (Berlin 1881) herausgegeben 
bat, des Neuen nicht genug ift und er das Geſetz oft zu 
zart gegen die „erworbenen Nechte” findet (Pag. 7). Die 
bisherige Emeritirung der Geijtlichen bei uns beruhte ganz 
und gar auf ein paar Paragraphen des Algen. Landrechts 
Titel 11 Theil I. Da heißt es 8 528: Einem Pfarrer, der 
jein untabelhaft geführtes Amt wegen Alters oder Krankheit 
niederlegen muß, gebührt ein lebenswieriges Gnadengehalt- 
Man fieht, ver Staat als treuer Schußherr jedes unbejcholtenen 
Individuums jorgt dafür, daß es im leiftungsunfähigen Alter 
nicht darben müſſe, daß feine geleiteten Dienfte durch Die 
Altersverforgung ihren Lohn finden, und verpflichtet Die Cor: 
poration, die Neligionsgejelliehaft dazu. Des Näheren wird 
im 8 529 diefe Verpflichtung der Stelle, welche der Emeritus 
bis dahin verwaltet hat, und ihrem Inhaber, jeinem Amts— 
folger, in der Art auferlegt, daß, falls nicht eine anderweitige 
zuläflige Abmachung darüber beliebt ift, derjelbe ein Drittel 
der ſämmtlichen Pfarreinfünfte nah einem gemäßigten An— 
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Ichlage dem Vorgänger zahlen muß; er iit aljo haftbar; er 
kann deshalb gerichtlich belangt werden. Da diejer Betrag 
oft recht färglih war, tft in unserer Provinz ein Penſions— 
zuſchußfonds gegründet worden, theils durch jährliche Beiträge 
der Geiftlihen, deren Mehrzahl wohl im erjten Augenblide 
freiwillig beitrat, theils duch Zumendungen, welche namentlich 
der verdienſtvolle Oberconſiſtorialrath Oeſterreich zu vermitteln, 
wußte. Das Conſiſtorium verwaltete den Fonds, das Statut 
der Einrichtung ſagte jedem zahlenden Mitgliede einen jähr— 
lichen Zuſchuß von 200 Thalern zu. Man ſieht, es war hier 
alles local und provinziell; der Berechtigte war mit ſeinen 
Forderungen an beſtimmte Inftitute und Individuen gewieſen. 
Das ift nun alles anders geworden. Die Vorlage des Kirchen- 
regiments bat das Penfionsverhältnig der evangeliſchen 
Geiftlichfeit nach Analogie der (übrigen?) Staatsbeamten und, 
jo viel ich gehört, des Militärs ganz neu geregelt und das 
bisher Differente über einen Kamm gejchoren. Der mächtige 
Zug nach Gentralifation im Staate und nad Ausgleihung der 
Ungleichheiten in den verjchiedenen Klaſſen der Gefellichaft hat 
einen mächtigen Schritt vorwärts gethan. Den Geijtlichen 
winfen die nämlichen Fleifchtöpfe, die man den Staatsbeamten 
bieten fann. Die Penfion richtet ſich nach dem Dienitalter, 
wächſt mit demjelben und kann bis zu drei Vierteln des bis- 
"herigen Einfommens fteigen. Ja wenn die Borlage den Geiſt— 
lichen wie den Staatsbeamten vor Vollendung des zehnten 
Dienftjahres feinen Anſpruch auf Ruhegehalt gewähren wollte, 
jo hat die Generaliynode noch den Fortfall diefer Beſchränkung, 
als welche dem alten Recht gegenüber hart jein würde, er— 
ftritten und ihren Leuten eine Bevorzugung erwirkt, die fie 
ruhiger kann jchlafen laſſen. Hatte ferner der Amtsfolger 
für den Emeritus, jo lange oder jo furz er lebte, ich ein 
Drittel jeines Einkommens abzufnappen, jo haben beide nun 
nichts mit einander zu ſchaffen, der Nachfolger zahlt nur ein 
Viertel und zwar 8 Jahre lang an die Penfionsfaffe, der 
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Emeritus empfängt feinen Betrag unbebrummt aus der Landes- 
penſionskaſſe. Man ſieht, da geht alles prompt, und die läſtige 
Pflicht guter Gefinnungen ift durch gute Einrichtungen un— 
nöthig gemacht. Dieſes alles nun, jo muß man wohl jchließen, 
ſcheint man nicht anders haben ermöglichen zu können, als 
durch Errichtung einer centralen Penſionskaſſe der Landeskirche, 
verwaltet durch den Königlichen DOberfirchenrath zu Berlin 
und die demſelben untergeordneten Bezirkskaſſen der Provinzial 
confiftorien. Ob dies nun wirklich nicht anders möglich ge- 
wejen iſt, bleibe dahin geitellt. Es läßt fih das für einen 
mit der Verwaltung minder Bertrauten nicht jo leicht klar, 
jtellen. Der Freund der Lutherſchen Unterfeheidung von welt: 
lichem und kirchlichen Negiment wird gegen den Anblic einer 
Staatlich ausjehenden Organiſation des Mißtrauens ſich nicht 
erwehren können; der jparfame Altpreuße wird fragen, ob 
es nicht Foftipieliger jein werde. Und immer ift es Pflicht, 
ungeblendet durch gewiſſe Vortheile, ſich der Wahrheit offen 
zu erhalten, daß jede Sache zwei Seiten hat. In diefen Fonds 
fließen nun alle alten und neuen Beiträge und Abgaben der 
Pfarrer, Emeriten und Pfründen. So weit es nöthig, wird ev 
auch geſpeiſt durch den Gemeinden auferlegte Umlagen (nicht 
über 11/2 Brocent der Staats-, Klaſſen- und Einfommenjteuer). 
Es find auch Zuſchüſſe aus Staatsfonds genannt. Hierzu 
bemerkt aber Stämmler Bag. 35 ausdrüdlidh: dies find einſt— 
weilen (2) nur die bisher den PBrovinzial-Emeritenfonds aus 
dem Dispofitionsfonds der evangelifchen Kirche gewährten Zus 
ſchüſſe, über die ich, und namentlih ob auch Dftpreußen fie 
befommen, nichts weiß. Die Hauptjache ift aber, daß ſämmt— 
(ide bisherige Brovinzialzufhußfonds in den Gentralfonds 
einfach übergegangen find, ohne Rückſicht auf ihre Berjchieden- 
heit. Hiergegen hat jeiner Zeit im Königsberger evangelifchen 
Gemeindeblatt Pfarrer Sterz:Bäslad ernftlihe Einwendungen 
erhoben, und es iſt ſogar die Möglichkeit einer Klage von Seiten 
der berechtigten Einzelnen angenommen worden. Es ift indeß 
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alles bald ftille geworden. Die Beſorgniß iſt wohl mit beihwichtigt 
dur die Norte 8 19: die Rechte und Pflichten der bei Ver: 
fündung dieſes Gejeges im Amte jtehenden Geiftlichen bleiben 
unverändert für den Fall, daß ihre Emeritirung in der gegen- 
wärtigen Stelle erfolgt, mit der einzigen Ausnahme (Pag. 63 
bei St.), daß ftatt der früheren Emeritenzufhußfonds über: 
all der Benfionsfonds der Landeskirche eintritt. Dagegen läßt , 
fih nun nichts jagen, wenn man ſich die Frage verbieten 
muß, ob nicht etwa nur Provinzialkaſſen und — Verwal: 
tungen manden Vorzug hätten vor der centralen. In jedem 
Fall erjcheint der Gentralfonds als ein rein Firchlicher, die 
Trennung vom Staate durchgeführt und die Machtvollkommen— 
heit des Dberfirchenraths recht groß, wenn es nach 8 18 doc 
fraglich bleibt, ob bezüglich der Anſprüche auf Ruhegehalt der 
Kechtsweg gegen Entiheidungen vejjelben überhaupt zuläflig 
jein wird. Man fieht, die Veränderungen find recht groß, 
der Duft der Behaglichkeit aber läßt feinen Reiz aufkommen 
zu denjenigen ivealeren Erwägungen, die unjerm Jahrhundert 
überhaupt jo jehr abhanden gefommen zu jein jcheinen. Aber 
dies iſt noch nicht die Hauptneuerung, die ich beiprechen will, 
- und die ich alfo beweilen muß, weil es bejtritten wird, daß 
jie etwas Neues it. ES heißt nämlich S 9: der Anſpruch 
auf Ruhegehalt hört auf, wenn der Emeritus durd eine 
im Disciplinarverfahren ergangene Entſcheidung der Kirchen— 
behörde oder dur Entjagung die Rechte des geijtlichen 
Standes in der evangeliihen Kirche verliert. ES ericheint 
mir hier neu, daß es auch in der evangeliichen Kirche einen 
geijtlihen Stand geben joll, welcher dem Individuum aud 
nach der Amtsniederlegung anbaftet. Aber wohlgemerkt, was 
nicht auseinanderzuhalten doch die Gedanfenlofigfeit eines 
Mangels an logiſcher Bildung wäre, nicht in dem un- 
beitimmten Sinne des gemeinen Lebens, jondern jo, daß der 
Stand eine bejondere Gerichtsbarkeit mit jich bringt, daß auch 
der, der nicht mehr ein Amt hat, noch Standespflichten hat, 
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gegen die er ſich vergehen kann. Standespflichten, von denen, 
da keine Unterſcheidung von den Amtspflichten vorliegt, anzu— 
nehmen iſt, daß ſie, wenn nicht im Verrichten, ſo doch im 
Unterlaſſen eben ſo weit gehen, als die Amtspflichten gingen, 
beſondere Corporationspflichten, nad denen der Emeritus mit 
um jo mehr Unruhe fragen muß, je mehr fie unbeitimmt 
gelaffen und dem Ermefjen der Kirchenbehörde anheimgeitellt 
find, und damit verbunden Standesrechte, denen er noch erit 
entjagen kann. Und damit man nicht im Zweifel bleibe, 
fügt Stämmler Bag. 34 erläuternd hinzu: Auch der emeri- 
tirte Geiftliche bleibt mit Rückſicht auf die Rechte, welche die 
Drdination giebt (2), in einem amtlichen (2) Berhältnifje zu" 
der bisherigen Stelle, (2) jowie zur Landesfirhe und ihrer 
Disciplin unterworfen. Sehen wir ung nun einmal das alte 
Recht an. Nah Allgem. Landredt 8 59 wird ein Geiftlicher 
genannt, wer bei einer chriftlichen Kirchengemeinde zum Unter: 
richt in der Religion, zur Bejorgung des Gottesdienftes und 
zur Verwaltung der Sakramente beftellt it, nad) 8 318 
der Pfarrer derjenige Geitliche, welcher zur Direction und 
Verwaltung des Gottesdienftes bei einer Barochialficche be: 
ftellt ift. Nach 8 63 verleiht die Ordination die Befugnif 
zur Ausübung aller geiftlichen Antsverrichtungen, nichts mehr 
und nichts minder. 8 523 und $ 528 conftatirt und normirt 
die Möglichkeit der Amtsniederlegung. In Bezug auf dieje jagt 
Kefeript vom 5. Juli 1821: Geiftlichen, welche ihr Amt nieder: 
gelegt haben, Fann die Beiteigung der Kanzel nur von den Conſi— 
ftorien (alfo auf Antrag) gejtattet werden. Im Amte befindliche 
Geiftliche dürfen ſolche nicht eigenmächtig zu ihrer Vertretung zu: 
lajjen. Sa es Scheint, daß (Bord Bag. 43) ſolche Emeriten auch den 
SS 76 bis 82 in Allgem. Landrecht Theil II. Titel 1O unterworfen 
find, wonach auch wer die erforderlichen Eigenjchaften zu ges 
wiſſen Handlungen eines gewifjen Amtes hat, höchft ftraffällig 
it, wenn er fie vornimmt, ohne von der vorgejegten Behörde 
dazu angemiejen zu jein. Hiernach erlifcht mit der Amts: 
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niederlegung alles Recht, welches die Drdination giebt. Es 
ift rechtswidrig, wenn der Emeritus ſich noch Geiftlicher oder 
Pfarrer a. D. nennt, und Gonnivenz gegen die Gewohnheit, 
wenn das geduldet wird. Auch das genannte Refjeript hätte 
genauer jagen follen: gewejenen Geiftlichen. Nach der In— 
ftruction vom 23. October 1817 ad 7 und 8 (Bord 590) 
haben die Conſiſtorien die Aufficht über die Amts: und 
moraliihe Führung der Geiftlihen und die Einleitung des 
Strafverfahrens gegen diejenigen Beamten des öffentlichen 
Gottesdienstes, welche bei Führung ihres Amtes gegen die 
liturgischen und rein Firhlichen Anordnungen verſtoßen. Mo 
bleibt num die Amtsauffiht, wo Amt und Amtsbefugniß er: 
lofehen find? Und welches find die Standespflichten, die von 
der Kirchenbehörde zu controllirenden, aljo die kirchlichen, wo 
es feine Amtspflichten mehr giebt? Ja nach dem angeführten 
Reſcript muß (Bord Pag. 43) jcheinen, dag die Confiftorien 
auch über den Lebenswandel der Emeriten feine Aufficht zu 
führen haben. Sie jollen die Erlaubniß zur Befteigung der 
Kanzel ‚nur ertheilen, wenn diejelben ehrenvoll entlaifen find 
und — fi) über ihren, ſeit diefer Zeit geführten Lebenswandel 
ausweilen. Weder die Pflicht noch die Möglichkeit der Kenntniß 
davon ift porausgejeßt. Auch die Zahlung des Ruhegehalts 
ift davon nicht abhängig gemadt. Und was follen da nun für 
Standesrechte bleiben? Das Allgem. Landrecht fennt, muß man 
wohl jagen, überhaupt feinen geijtlihen Stand außerhalb des 
geiftlichen Amts. Ein Rechtsbeariff ift es ihm nicht. Es 
ift eben ein echt evangelifches Necht, welches von dem lediglich 
fatholiichen Begriff eines unauslöſchlichen geiftlichen Charakters, 
den die Ordination verleihe, nichts weiß, noch wiljen till. 
Auch das Nuhegehalt kann man fein geiftliches Standesrecht 
nennen. Man kann auch davon nicht jagen: wo ein echt 
ift, muß eine Pflicht ſein. Schon früher und jet erſt recht 
ift das Penfionsrecht ein Necht, das die Geiftlichen der „an: 
erfannten” oder privilegirten Religionsgeſellſchaften mit andern 
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Ständen und ihren Beamten gemein haben. Es ift ein 
Amts-, ja ein allgemeines Bürgerrecht oder Unterthanenredt. 
Der Staat befiehlt der Corporation S 528: Einem Pfarrer, 
der fein untadelhaft geführtes Amt wegen Alters oder Krank: 
beit niederlegen muß, gebührt ein lebenswieriges Gnaden— 
gehalt. Er verpflichtet, wollen wir diesmal jagen, die Kirche, 
« rejpective die bisherige Stelle dazu, ohne ihm meitere Pflichten 
gegen beide oder beiden Nechte über ihn vorzubehalten. Eine 
Gebühr für vergangene Leiftungen ift diefes Gnadengehalt. 
Selbſtverſtändlich ift die Corporation ihrer Pflicht entbunden, 
wenn er ohne die Bedingungen der Tadellofigkeit, der Noth- 
wendigfeit, der erlangten Genehmigung willkürlich feinen’ 
Dienft quittirt oder wegen Vergehungen deſſelben enthoben 
wird. Iſt das nicht, jo fehlt für die geiftlihen Obern jede 
geſetzliche Berechtigung, die Zahlung an irgend welche Be- 
dingungen zu binden. 8 102 fagt: Eeinem geiftlihen Amte 
fann ein jeder entjagen. Hier tft offenbar Amtsentfagung etwas 
Anderes als Amtsniederlegung und macht jedes Rechtes ver: 
luſtig. Der Unterfchied ift, daß diefe der Genehmigung, jene 
nur der öffentlichen Anzeige bedarf. Dem Individuum ift 
hier die vollite perjönliche Freiheit der Bewegung gewahrt.) 
Es iſt aber um jo mehr bemerfenswerth, wie auch hier der 
fatholifche Begriff des geiltlihen Standes umgangen ift, 
während auch bei uns feit einiger Zeit Statt Amtsentſagung 
der Ausdrud Standesentfagung üblich geworden ift. * Das 
Geſetz will offenbar feinen Begriff des geiftlihen Standes 
fennen, der über den des Amtes hinausgeht. ES ijt daher 
auch fein Capital daraus zu jcehlagen, wenn es — und dies 
ift die einzige Stelle fir das Wort — 8 104 heißt: dur) 
öffentliche, den geiftlichen Obern angezeigte Entjagung des 
geiftlihen Standes gehen alle äußeren Rechte verloren. 


*) Ich kann nur glauben, daß hier vorzüglich an die fatholifche 
Kirche gedacht ift. 
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Man darf nit die vielen Stellen aus diejer einen erklären, 
fondern diefe eine aus den vielen. Man kann nur denken, 
daß man hier einmal diefen Ausdrud "gewählt hat, um jo 
viel es möglich, ftaatlih die Art an die Wurzel des Fatholi- 
ſchen Standesbegriffs zu legen, zu erklären, daß der Staat 
der Kirche fein Bindereht über das Amt hinaus zugejtehen 
oder Ihüßen, vielmehr dem Individuum feine Freiheit gegen 
die Anmaßungen der Corporation Ihüben will. Man vente 
an den neulichen Fall*) in Defterreih. Nach dem allen darf 
es wohl als ausgemacht gelten, daß der Begriff des geilt- 
lichen Standes, daß die rein firhliche Disciplinarbefugnig 
über den Emeritus, daß die am Horizont für ihn auffteigende 
Bedrohung jeines Nuhegehalts und das ohne alle und jede 
nähere Feſtſetzung, was in aller Welt denn num alles die 
fichlihen Pflichten find, vor deren Webertretung er fich zu 
hüten bat, im $ 9 eine abjolute Neuerung in der evan— 
geliſchen Kirche, ein Bruch mit dem alten Recht im 
preußifchen Staat find. Gerade jo, wie Mauernbreder 
einen Bruch mit allen preußiichen Trapitionen im Berhalten 
gegen Nom jeit ven Jahre 1840 nachgewiejen hat und wie 
derjelbe auch für andere mir fern liegende Dinge auf der 
Tribüne behauptet ift. Sch weiß es jet, was die ftillen 
Thränen weifjagen wollten, die mir bei dem Tode des landes- 
väterlich gefinnten, echt altpreußijchen Friedrich) Wilhelm ILL. 
in das Auge traten, das jo oft mit Begeifterung fich an der 
Hohenzollerngefchichte gemweidet hatte. Die preußijche Landes- 
firche hat eine Macht über Sein und Nichtjein ihrer Diener 
bis zum Grabe gewonnen, die der Fatholiihen Kirche nichts 
nachgiebt, ohne das Ddium eines neuen Dogma auf fich zu 
laden; der allein in alle Wahrheit leitende Geiſt der Wahr- 
heit muß weichen dem jo vieler perfönliher Willkür Raum 
lajjenden Buchjtaben des Firchlichen Gejeßes; die bis zum 
Grabe über dem Haupte jehwebende Brotfrage zwingt, ſich 


*) Siehe Hartungſche Zeitung. 
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jedes freien Wahrheitsgedankens zu entjchlagen. Der Staat: 
hat weggegeben oder ſich entwinden lafjen das ſtärkſte Funda— 
ment, die ſchönſte Stüge feiner Macht, den möglichſten Schuß 
jedes Individuums; er hat fich für die Zukunft einen zweiten 
Staat im Staate gejchaffen, wo ihm der erjte noch jo viel 
zu thun macht, und die Gonflicte werden nicht ausbleiben. 
Meines Erachtens müßte fih allein auf dem Grunde der 
jtreng durchgeführten Gerechtigkeit gegen die Individuen auc)- 
die fiherite Waffe gegen die Fatholiihe Hierarchie ſchmieden 
laffen; jtatt deſſen hat man viejelbe auch für die evangeliiche 
Kirche aus der Hand gegeben. Der Staat ift Gefellichaft, » 
geſchützt durch (phyfiiche) Macht. Er darf feine zweite Macht 
auf demfelben Boden dulden. Er darf es nicht dulden, daß 
eine Particulargeſellſchaft jolhe Statuten habe oder jolde 
Macht befite, die es ihr möglih machen, das Individuum 
in jeinen allgemeinen Menjchen:, Bürger: und Unterthanen= 
rechten zu ſchädigen oder zu beeinträchtigen, ohne daß es die— 
jelben nach gemeinen Neht und wegen Vergehungen gegen 
dafjelbe ausprüclich verwirkt hat. Der Lohn für untadelhaft 
geleiftete Dienfte ift ein jo wohlerworbenes allgemeines Menſchen— 
und Bürgerrecht, wie nur eines. Die Altersverforgung der 
Emeriten für tadellofe Amtsführung ift jo wenig ein bejonderes 
- Eorporationsrecht nach der Natur der Sache und dem Buch: 
jtaben des Landrechts, als das Recht der arbeitsunfähig 
gewordenen alten Arbeiter auf Armenunterftüßung. Cs it 
eine Gebühr, zu deren Leiftung der Staat hier die Corpora— 
tion, da die Commune, dort den Privaten anzuhalten die 
Pflicht und das Recht hat, eine Gebühr für Vergangenes ohne Zu— 
funftsbedingungen, eine Gebühr, die höchſtens der Staat, der fie 
zuerkannt hat, aus allgemeinen Gerechtigfeitsgründen auch aber: 
fernen fönnte, wenn ausreichende Gründe dazu denkbar wären. 

Iſt nun aber der in Rede ftehende Paſſus eine Neue- 
rung, eine ganz riefige Neuerung, jo ift auch folgende Folge- 
rung berestigt. 8 19 jagt: die Rechte und Pflichten der bei 
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Verkündung dieſes Gejeges im Amte ftehenden Geiftlichen 
bleiben unverändert für den Fall, daß ihre Emeritirung in 
der gegenwärtigen Stelle erfolgt und fie nicht durch ausdrück— 
lihe Erklärung fich dem neuen Geſetz unterftellt haben. Und 
Stämmler jagt: die einzige Veränderung, welche nach dem 
Geſetze für dieje eintritt, bejteht darin, daß ftatt der früheren 
Emeritenzufhußfonds überall der Penſionsfonds der Landes: 
kirche eintritt. Nun wohl, wenn das denn nicht zu Ändern 
it, jo darf mwenigitens nicht vergejien werden, daß auch ihr 
Anrecht hierauf nicht auf dem neuen Geſetz beruht und jeinen 
Bedingungen unterworfen ift, jondern auf dem alten Necht 
und dem alten PBrovinzialitatut. Im Uebrigen folgt nad 
dem Bisherigen, daß der 89 und fein angeführter Paſſus 
auf diefe Emerenden und Emeriten nicht anwendbar ift. Da 
finden fih nun aber Juriſten, die denjelben jelbitveritändlich, 
jhon im Landrecht und in der Natur der Sache begründet 
finden. Herr Juſtizrath Stämmler jagt in Worten, die 
ih als Citat anzufehen feine Urjache jehe, jondern jie als 
jein Eigenthum meine in Anspruch nehmen zu dürfen: der 
Anſpruch eines Geiftlihen auf das Nuhegehalt ift nicht ein 
bloßes, von jeder rechtlichen Beziehung zum geiftlichen Amt ge— 
löftes privatrechtliches Forderungsverhältnig. Auch der emeritirte 
Geiftliche bleibt mit Rückſicht auf die Rechte, welche Die Ordination 
nad) 8 63 giebt, in einem amtlichen Verhältniſſe zur bisherigen 
Stelle, jowie zur Landeskirche und ihrer Disciplin unter: 
worfen. Das jcheint mir doch zu arg. Was heutzutage, wo 
. bie Gedanfenlofigfeit jo Eolofjal, der Reſpect vor dem ftudirten 
Manne, beſonders aber vor dem jus, das allein den Staat 
zu regieren im Stande ift, jo groß iſt, jo ein juriftijcher 
Mann nicht alles wagen fann! Sch meinestheils fordere von 
pofitiven Juriſten in erjter Linie Bräcifion, Beitimmtheit des 
Gedanfens und des Ausdruds, Buchjtabentreue und Accura— 
tejje. Dies ift jein mötier, dies muß ihn Gewifjenfache fein. 
Will er noch mehr bieten, jo muß er auch eine gründliche 
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ethiſche und riftlihe Bildung haben, Motive und Geijt der 
Geſetzgebung zu durchſchauen und danach den Buchjtaben zu 
erklären oder zu fritifiren. Herr Stämmler jcheint fi 
empfehlen zu wollen erjtens durch die Kunft, das klarſte Waſſer 
trübe zu machen, zweitens durch die Dreiftigfeit, in eine Klare 
Stelle das gerade Gegentheil von dem hineinzulegen, was 
darin fteht. Der erite Sat ſpricht vom Geiftlichen, es ſcheint 
vom Geiftlihen im Amt, der das Aınt nieverlegen will. Aber 
er iſt auch in diefem Fall nur ein prätentiöfer Wortihmwall, 
der nichts zur Sache thut, nichts klar zu machen, jondern 
nur das Klare zu verdunfeln geeignet iſt. Dieſer Satz joll 
ja aber auch ſchon den zweiten vorbereiten und ihm den Weg | 
bahnen. Da tritt nun nude der emeritirte, d. h. der gewejene 
Geiftliche, hervor. Bezieht man ihn nun auch auf den, jo iſt 
er vollends eine ganz verbogene Geſchichte. Fürs erite, 
Herr Juſtizrath, was joll es, von einem Dinge, von dem 
man ganz genau weiß, was es it, jagen, was es nicht ift? 
Da kann man noch Hunderterlei jagen. Der Anjpruch ift 
fein bloßes privatrechtliches Forderungsverhältniß, was heißt 
das? Sa, die Sache liegt etwas anders, als wenn Sie von 
mir contractmäßige Miethe zu fordern oder geliehenes Geld 
zurüdzufordern haben. Das zu wiljen, brauchen wir nicht 
Shre juriftiiche Weisheit. ES ift eben eine Gebühr entweder 
der Stelle oder der Gentralfirchenfaffe an den geweſenen Geiſt— 
lien, jest PBrivatmann, für geleiftete Dienfte. Und: er ift 
nicht von jeder rechtlichen Beziehung zum geiftlichen Amt ge— 
löft, jchnürt man hier den Hopfenſack „Beziehung“ zu ehr: 
lihem Deutſch zuſammen, jo heißt es nur: dieſe Gebühr ift 
ein durch die Führung des geiftlihen Amts wohlerworbenes 
reſp. zu erwerbendes Recht. Denkt man an den „emeritirten 
Geiſtlichen“, jo fällt einem aber jogleih ein, daß durch das 
Landrecht jede pflichtliche Beziehung zum geiftlihen Amt wirk: 
lich gelöft if. Nun beruft ſich aber Herr S. im zweiten 
Sat noch auf die Nechte, die die Ordination giebt, und fol- 
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gert daraus das noch dauernde amtliche Verhältniß zur bis- 
herigen Stelle, jowie zur Landeskirche und die Unterworfen- 
heit unter ihre Disciplin. Nun, das iſt doch zu viel, wenn 
es doch, mie augenscheinlich, ein Verſuch fein ſoll, auch die 
Emeriten altes Rechts diefem Paragraphen zu unterwerfen 
und das Landrecht umzudeuten. Ausdrücklich verleiht vie 
Ordination nur die Befugniß zur Ausübung der Amtsver- 
rihtungen, ausdrücklich erlifcht die Amtsbefugnißg mit der 
Amtsniederlegung, ausdrücklich find die Confiftorien nur da, 
zur Aufficht über die Amtsführung und zur bejondern Er— 
laubnißertheilung an die nicht mehr Amtsbefugten, und Sie 
thun, als wäre von allem das Gegentheil da und das ganze 
Landrecht auch zur Cooperation gegen die Emeriten altes 
Rechts bereit. Ya, „amtlihes Verhältniß“, das ift nun auch 
wieder ſo ein Weltnebel. ch will es Ihnen jagen: das 
amtliche Verhältniß derjelben zur bisherigen Stelle ijt nichts als 
eine Forderung an diejelbe ohne Pflichtleiftung und dasjenige 
zur Landeskirche ift entweder gar feins oder das nämliche. 
Herr Stämmler weiß aud, und ih muß doc nah dem 
Bisherigen annehmen, auch nach dem Allgem. Landrecht 
und für den Geiftlichen altes Rechts, wie derjelbe den Rechten 
des geijtlichen Standes noch entjagen kann. Ich wünschte Freilich, 
er hätte vor allem gezeigt, welches der geiftliche Stand ift, den er 
nach dem Allgem. Landrecht noch hat, und welches feine Rechte. 
Denn ich glaube nicht, daß nah den angeführten Stellen 
jemand etwas anderes jehen kann als die Benfion, oder daß 
danach) die Entjagung etwas Andres fein fönnte, als daß er jeinem 
Amtsfolger diefe ſchenkt. Aber er weiß noch etwas Andres, 
zwar nur ein Beilpiel, aber diejes jcheint zu ziehen. Es iſt 
"Austritt aus der Landeskirche. ch finde es jonderbar, was 
den nah 8 528 in der Negel alten Knaben dazu bewegen 
joll. Sch meine aber, daß er auch für dieſen nicht vorge= 
jehenen Fall nah dem Buchſtaben des Allgem. Landrechts 
nicht anfechtbar wäre. Alſo auch diejes Beijpiel ift weder 
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ziehend noch ftügend, jondern nur blendend. Hatte Herr 
©. aber noch andere Möglichkeiten in feiner Seele, jo wäre 
es jeine Pflicht gewejen, mit denen nicht hinter dem Berge 
zu halten, um doch das, was in feiner Unbeftimmtheit jo 
peinlich berührt, wirklich zu erläutern. Nein, ich glaube, die 
Verknüpfung mit dem Algen. Landrecht ift gänzlich miß— 
lungen, und ich glaube eher, was mir ein Dfficier fagte: Der 
ganze Paſſus Klingt wie aus dem Militärpenfionsgefeg ent- 
lehnt. Sit dem aber jo, nun jo wird jeder, der eine Ahnung 
vom Wejen des Evangeliums und unſres evangelijchen Chriſten— 
thums gewonnen bat, ſich ſofort jagen, daß man fich fein 
unpafjenderes Muſter für die Drganifation der Kirche hätte » 
wählen können. Zwei Zwede fönnen nicht verichiedener jein, 
als die diefer beiden Snititute, und was da mujterhaft, muß 
bier tödtlich fein. Die Seele von Luthers Seele und Werk 
it der Haß gegen die Hierarchie. Und die Einheit des Geiftes 
in der Pfingſtgeſchichte, die Einheit der Ehriftenheit, die allein 
eine Wahrheit werden, die allein helfen fan, die wir nie 
aus dem Auge verlieren müfjen, ift eine ganz andere, als 
die, welche hier im Hintergrunde fteht.*) 

Doch ich will es nicht verjchweigen, daß ich noch ein 
andres Urtheil eines andern Juriſten, dem ich etliche meiner 
Hauptgedanfen mittheilte, empfangen habe, das mir, wenn 
auch nicht günftiger, doch werthvoller jeheint. Derjelbe jagt 
mir ungefähr: ich bin in der Sache zu wenig orientirt und 
habe zu wenig Zeit zu diefer Drientirung, um ein abjchließendes 
Gutachten zu geben. Ihre Beweisführung hat vieles für 
fich, dennnoch behalte ih) das Gefühl, daß die Unterjtellung 
des Emeritus unter die rein firhliche (hiervon rede ich 
doch nur und redet der 8 9) Disciplin jelbjtverjtändlich und 
nichts wefentlich Neues ift. Diejes Gefühl ift ſehr beachtens- 


*) Zudem ift der Begriff der militärifchen Ehre und hrenge- 
richte ein viel beftimmterer, als die in Rede ftehende Phraſe des $ 9. 
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werth, es ift gewiß nicht bloß das diefes Individuums, fondern 
ein common sense vieler, die nicht zu verachten find; aber 
e3 darf nicht hindern, dem Buchſtaben des alten Rechts jein 
volles Necht zu geben, dies Gefühl muß zur klaren Aus: 
einanderjegung mit dem alten Buchjtaben und zur beitimmten 
Formulirung gebracht werden. Wenn daher der verehrte 
Herr jagt: Ein emeritirter Geijtlicher hört nicht auf Geiftlicher 
zu fein, was ihm ja ſchon dur die ihm zuftehende Be— 
rechtigung, fih nach dem Charakter feines früheren Amtes zu 
nennen, gekennzeichnet wird; jo muß ich ihm doch erwidern, 
daß nad den von mir angeführten ſcharfen Definitionen des 
Landrechts über die Namen „Geiftliher” und „Bfarrer” von 
einer jolchen Berechtigung gar nicht die Nede fein fann. Es 
it eine geduldete Xebensgewohnbeit, aber nicht ein Recht, aus 
dem man nun auch Pflichten ableiten kann. Ich hoffe, das 
wird nach dem Bisherigen niemand abjtreiten können. Ebenfo, 
wenn derjelbe, offenbar um zugleih mir etwas zuzuge— 
ftehen und zugleich jein Gefühl zu retten, den Ausdruck 
geiſtlicher Stand” in 8 9 meint in den Ausdrud „amtlicher“ 
Charakter” abihwächen zu dürfen — was doch jehr fraglich 
it und nicht das Mindeſte nüßt, wenn er nicht bejtimmt de— 
finirt, worin der denn nun befteht — und wenn er nun meint 
jagen zu fünnen: auch dem Cmeritirten wohnt noch immer 
„ver amtliche Charakter” bei, und wenn er daraus meint 
folgern zu dürfen, daß er noch der — das ift doch be— 
wiejen — rein amtlichen Disciplin der für die rein amtliche 
Aufficht eingejegten Conſiſtorien unterworfen fei, jo ſcheint es 
doch für einen pofitiven Juriften bei der pofitiven Frage: Was 
beitimmt das Landrecht? unerlaubt, jein vielleicht anzuerfen- 
nendes Gefühl in einen Ausdrud zu kleiden, den er vielleicht 
zum Beweiſe für die Behauptung: „nichts wejentlich Neues“ 
fieht nicht entbehren zu können, der aber in feiner Vagheit 
die jcharfen Begriffe des Allgem. Landrechts durchaus zerftört. 
Ich jehe daher in diefer Deduction nur das Befenntniß, daß 
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zu einer Beweisführung aus ihm der Begriff „Amt“ nicht 
zu entbehren ift, daß dazu durchaus irgendwie, und fei e8 
jo ohngefähr, jo widerjtrebend, wie es wolle, die Behauptung 
nöthig ift, der, welcher das Amt, die Amtsbefugniß (und Be: 
fugnig it doch Necht), die Möglichkeit, Amtspflichten zu ver- 
richten, gar nicht mehr bat, hat doch no) das Amt im wei— 
teren Sinne, hat doch no Amtspflihten. Sa, das muß man 
feithalten, und klammert man ſich zulegt nur an das Wort 
„Zuſammenhang mit dem Amt“, das allerdings unbeitreitbar 
it, aber auch nichts jagt, als: für ehemalige Amtsleiftungen. 
Dem gegenüber muß ich doch, und wenn's dem achtiamen und 
unparteiiichen Lefer auch zum Ueberdruß gereicht, noch einmal, 
darauf hinweiſen, daß dem Allgem. Landrecht aufs ſonnen— 
klarſte die Namen Geiftliher und Pfarrer nichts bezeichnen, 
als ein ganz beitimmtes Amt und die Befugniß oder Be— 
jtellung zu ganz präcis jpecifieirten Amtsverrichtungen und 
Ausübungen, daß es als Nechtsbegriff Geiftlihe a. D. und 
Pfarrer a. D. nicht geben kann nach demfelben, mag es fich 
mit den Landräthen a. D. und Hauptleuten a. D. — id) 
weiß es nicht — verhalten, wie es will, daß die Drbination 
nichts ift, als die Beitellung zum Amt, daß mit der Amts— 
niederlegüng jede Amtsbefugniß aufhört, jo jehr, daß der ge: 
wiß legitime Ausleger, das Nefer. v. 5. Juli 1821, jagen kann: 
Geiltlihen, welche ihr Amt niedergelegt haben, fann die Be- 
fteigung der Kanzel nur von den Gonfiftorien geitattet werden, 
wenn fie ehrenvoll entlaſſen find und fie fich über ihren ſeit 
diefer Zeit geführten Lebenswandel ausweiſen. Auch hier 
aljo nur hat das Confiftorium das Amt zu überwachen. Der 
Emeritus ift in den Privatſtand zurücgetreten, ruht auf jeinen 
Amtslorbeeren, genießt das allgemeine Menjchen- und Bürger: 
recht, nachdem er nicht, wie der Arbeitsmann, für fi, ſon— 
dern für andere gearbeitet bat, in oft recht mäßiger Weile 
vor Hungertod und Betteln gejhüßt zu fein. Es ift auch 
ein Gefühl, aber doc ein nicht minder berechtigtes, als das 
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meines verehrten Gewährsmannes, wider den ich jtreite, wen 
ich zu bemerken bitte, daß danach das Ruhegehalt aberfennen 
doch eine ganz ungewöhnliche Graufamfeit wäre. Dann aber 
wäre es ſchon gnädiger, tödten oder — einſtecken und dann 
doch — füttern. Und wie hart muß das Herz geworden 
jein, das auf diefe Weife noh Unſchuldige, die dem Schul: 
digen zugehören, mit beftrafen kann, was doch ſchon jelbit in 
Juda unter König Amasja für unzuläffig galt. Das ijt doch 
etwas ganz Anderes bei der Amtsentjegung oder — Entjagung 
nad) 8 102—105. Die jet einen noch Nüftigen voraus, 
der kann fi noch ranzioniren. Aber die Emeritirung nad 
8 528 jeßt voraus einen senex decrepitus! Und — höchſt 
jonderbar, höchſt ſonderbar — der 8 1 des neuen Gejeßes 
‚und Bag. 10 bei Stämmler jeßt es noch viel mehr voraus, und 
doch findet der 8 9 dejjelben es nöthig, dieſe Leute des S 1 
der ganz unbeftimmten, ganz jchwebenden und deſto mehr 
bruſtbeklemmenden kirchlichen Disciplinargewalt der Kirchen: 
behörde allerfchärfitens zu unterwerfen. Nun, das ift nicht zu 
ändern, aber da jollen nicht ſei's raſche, jei's ängſtliche Ju— 
riiten kommen und dies auch in der Natur der Sache und 
im Landrecht begründet finden. Aberfennung des Ruhegehalts 
hier wäre etwa gleihwerthig mit Vermögensconfiscation. Sch 
weiß nicht, daß dieje früher in Glaubensjachen jehr häufige 
Strafe (in fatholifchen Staaten) bei uns im Staate noch für 
irgend ein Staatsverbrechen üblich if. Es ift mir aber auch 
rein Beiſpiel befannt, daß bisher ein Gmeritus in einen Dis: 
ciplinarprozeß verwidelt und durch denjelben des Ruhegehalts 
beraubt ift. Sollte das nicht gegen die Anficht der befämpf- 
ten Herren Juriften vom Allgem. Landreht ſprechen? Sch 
kann es auch nicht billigen, wenn mein Gewährsmann jagt: 
Der Emeritus iſt von der activen Ausübung der Amtspflich- 
ten oder des Amtes entbunden. Entbunden beißt genau: er 
kann fie unterlaffen; wenn er will, darf er fie aber auch noch 
üben. Wir haben gejehen, das ftimmt ‚nicht , er hat gar nicht 
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mehr die Amtsbefugniß. Hier jeheint Adjunctur und Emeritirung 
nicht unterfchieden, wie man doch muß, und wie es der Ober: 
kirchenrath in einem mir bekannten Streitfalle zugeitanden 
hat. Ich kann es daher auch nicht billigen, wenn derjelbe 
wenigftens für diejenigen Pflichten, welche nicht bloß mit 
der Ausübung des Amtes zujammenhängen, dem Emeritus 
die Unterworfenheit unter die kirchliche Disciplinargewalt und 
die Auhegehaltsentfegung vorbehält. Ich jehe bier, worauf 
jein Gefühl abzielt, und kann es zurechtitellen. Sch Fann 
aber auch hier nur jagen, daß er nach dem Buchſtaben (viel- 
leicht auch Geift) des Allgem. Landrechts Unrecht hat. Er 
verweilt mi auf S 67. Da beißt es: Alle Geiltlichen 
müſſen fich bei Berluft ihres Amtes eines ehrbaren und dem 
Volke unanftößigen Lebenswandels befleißigen, und er meint, 
das heißt offenbar zugleih: Alle Emeritirte müſſen fich bei 
Berluft ihres Gnadengehalts eines ehrbaren und dem Volke 
unanjtößigen Lebenswandels befleißigen. Aber ift es erlaubt, 
jo das Gejeß sans facon zu erweitern? Sit es bei uns nicht 
Mode, daß, wenn einer, bier der Emeritirte, als jolcher 
Strafe verfallend in Ausjiht genommen wird, man ihm das 
auch vorher jagt, und daß man nur auf Grund deijen ihn 
jtraft? Ein Invalide aus dem gemeinen Musfetierftande kann 
jeine Benfion verlieren, wenn er wegen Diebftahls beitraft 
wird, aber er weiß es auch vorher. Hier habe ich Gelegen- 
heit gefunden, eher zu bewundern die Liberalität, mit welcher 
man einem noch Leiftungsfähigen die Arbeit unnöthig macht, 
als die Härte, mit der man einem greifen Krüppel den 
legten Brotbiffen nimmt. Wäre es nicht möglich, daß ver— 
nünftige Gründe der Unterlaffung zum Grunde lägen, der 
Herr N. N. meint nahhelfen zu müſſen? Ich ſehe auch in 
diefen und noch anderen Baragraphen nur den noch im Amte 
jtehenden genannt und — gemeint und wie natürlich in 
$ 103 mit Amtsentjegung bedroht, die für den Emeritus 
feinen Sinn hat. 8 68 lautet: Auch in gleichgiltigen Dingen 
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müſſen die Geiftlichen alle Gelegenheit zum Anjtoß für 
die Kirhengemeinde jorgfältig vermeiden. 8 68 gehört 
mit $ 67 eng zuſammen, er erläutert jogar den Ausdruck 
„Volk“ in jenem; er zeigt deutlich die Abficht, dem Volk 
nur das Necht auf eine geveihliche Führung des vom Staate 
privilegirten Amtes zu fihern, wie $ 528 dem Individuum 
jeinen rein perjönlihen Anſpruch auf die Gemeinde. Weberall 
it nur von einem öffentlichen Anftoß die Rede in öffent 
licher Stellung, die bei dem Emeritus fehlt. Diejer Anftoß 
it ſogar local beſchränkt auf die Stätte feines Wirkens und 
man kann den Ausdrud Volk gefeßt meinen, um zu bezeichnen, 
daß auch da eine öffentliche Meinung den Schuldigen ver- 
urtheilen müffe, und nicht vielleicht eine boshafte Agitation 
weniger fi vordrängen. Dabei ift die Gejeßgebung und 
die fie jpecificirenden Verfügungen nicht. blöde geweſen, ganz 
beftimmte Dinge zu nennen, wie Gewerbebetrieb, Schanfwirth- 
ſchaft, Jagdbetrieb, Landpaht außer dem Pfarrlande (fiehe 
Borck's Handbud). Und es follte bloße Vergeßſamkeit jein, 
' wenn fie der Disciplinarunterfuhung gegen den Gmeritus 
gar nicht gedenkt, gar fein Wort dafür hat. Dies follte be— 
deuten, daß fie ihn und jein Gnadengehalt ganz, ohne Nor: 
mirung dem rein eignen Ermeſſen der Kirchenbehörde preise 
geben wollte, wie es der S$ 9 thut? Und das, während fie 
die Gründe der Amtsentjegung, gewiß nur als Wächter der 
Gerechtigkeit, jo jorgfältig bejtimmt? Und während das an- 
geführte Nefeript für den Fal jeder beanjpruchten Amts— 
verrichtung bejonders den Nachweis moralijcher Führung ver- 
langt, der doc unnöthig ift, wenn es eine jtete moralische 
Aufficht giebt? Nein, ich glaude, fie hat eine jolche fittliche 
Gontrole für unmöglich, für gehäflig, für unnöthig und une 
gerecht gehalten; fie hat fie nicht haben wollen ohne Ge— 
ſetz, fie hätte es für lächerlich gehalten, für einen ehren: 
voll entlaffenen Greis eine Reihe ungeheuerlicher Verbrechen 
oder Ihimpflichiter Vergehungen aufzuzählen, die diefe Strafe 
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begründeten. Trägt der Cmeritus doch auch feinen Rod, 
der ihn Fenntlich macht und zur öffentlichen Perſon ftempelt. 
Bürgerlihe Vergehungen finden ja unter allen Umftänden 
ihre Strafe. Wozu zwei Gerichtsitände und zwei Tode? 
Und wenn das Alter Eindisch wird, joll man es dafür ftrafen? 
Nein, ich glaube, weder Buchftabe noch Geift der alten Ge— 
jeggebung dulden auch für den Fall des S 67, was mein 
Gewährsmann will. Er verlangt es nicht aus dem Gejeb, 
jondern aus dem Gefühl, aus der Natur der Sache. Der 
Geiftlihe, auch der Emeritus joll eine achtungswürdige Ber: 
jon jein. Und die Sympathie wird ihm fehlen, wenn ihn 
wegen diefes Mangels Geſetz oder Rechtsſpruch trifft. Und" 
da gebe ich ihm Recht. Ach kritiſire auch nicht denjenigen 
Sat in 8 9, welcher lautet: Der Anſpruch auf Nuhegehalt 
hört auf, wern dem Emeritus ftrafrehtlih die bürgerlichen 
Ehrenrechte aberfannt werden. Auch da bleiben die zwei Ge— 
richtsstände und zwei Tode bevenflid. Auch da weiß 
man, wie in der Wirklichkeit die Sympathie oft dem 
Würdigeren abftehft, dem Unmwirdigeren zufteht. Den— 
noch jei es. Aber auch jo fann ver 8 67 den weiten 
Rahmen des in Nede ftehenden Paſſus weder ausfüllen 
noch rechtfertigen und, wenn man bedenkt, wie in diejem 
Falle auch bei im Amte ftehenden Beamten aller Art jo 
viel Toleranz obwaltet, oft ſchon, weil der Kläger fehlt 
und der Beweis jo ſchwer ift, jo fann man am wenigjten 
glauben, daß bei diefer abjolut unbeſchränkten Vollmacht, die 
das Kirchenregiment hier der Kirchenbehörde über Sein und 
Nichtjein für die deutlich rein kirchliche Disciplin gegeben hat, 
diefer Fall maßgebend geweſen ift. ES kann aber Hand» 
lungen geben, die in die Deffentlichfeit treten und Doc 
nimmermehr die moraliihe Achtungswürdigfeit nehmen. Dieje 
wird man ins Auge gefaßt haben. Herr Stämmler nennt 
ven Austritt aus der Landeskirche, das meint er jchwerlich 
ernftlih. Deren Bedrohung mag nun überhaupt natur: 
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gemäßer fcheinen. Aber auch fie ift ficher nicht im alten Recht 
begründet. Mein Herr N. N. jegt denn au, indem er den 
Emeritus ſchon bisher als der Firchlichen Disciplin unter: 
jtellt nachweijen will, ausdrüdlich hiezu, ihm gilt 8 67, nicht 
aber 8 73; der lautet: In ihren Amtsvorträgen und bei dem 
öffentlichen Unterricht müſſen fie zum Anftoß der Ge— 
meine nichts einmifchen, was den Grundbegriffen ihrer 
Keligionspartei widerjtreitet. Das paßt freilich nicht für den 
Emeritus. Und wie ernjt dies gemeint ift, bejtätigt ja viel- 
leiht no der $ 74. Inwiefern fie bei innerer Ueber— 
zeugung von der Unrichtigfeit diefer Begriffe ihr Amt dennoch 
fortjegen können, bleibt ihrem Gewiljen überlaffen. Auch 
dieſer auffallende PBaragraph ift weile, wenn man beachtet, 
daß das Brincip Bibelnorm und das Princip Bekenntniß 
ſich nicht immer deden und in Folge deſſen auch in der je zeit: 
weiligen Kirchenbehörve die Bekenntnißprincipien ſchwankender 
Auslegung unterlegen haben. Aber veutlihe Fälle haben 
gezeigt, wie der Zeitſtrömung gerade dieſe Bejtimmungen ein 
Aergerniß find. Sie find mit dem in Rede ftehenden Paſſus, 
fie find durch dieſe unbeichränfte, durch Fein Wort bejtimmte 
Bollmacht der Kirhenbehörde bejeitigt. Darum aber eben 
trifft diefer Paſſus auch den Emeritus altes Rechts unbedingt 
nit. Und Herrn Stämmlers Bemerkungen verdienen die 
höchſte Mipbilligung als ein bevdauerliches Beſtreben, auch 
diefen zu binden. Diejer Paſſus iſt gar nichts Andres, als 
eine neue Feel für freie Bibelauslegung und ernjte Wahr: 
heitsforshung.*) Die alte Gejeggebung hält allerdings ihren 
Staatsjehirm über die evangeliſche Kirche, aber fie thut es, 
um im Intereſſe der allgemeinen Gerechtigkeit die Nechte der 
Gorporation wie des Individuums durch Präcifirung feitzus 
jtellen, zu bejchränfen und jedem das Seine zu jichern. Die 


*) Er fann nur hindern die Beichügung der Bibel und des Chriften- 
thums gegen die Kirche und den Katechismus aus befühigtem und wohl— 
geſinntem Munde; er kann nur abjchneiden jede gedeihliche Entwidfelung. 
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neue Gejeßgebung entfremdet den Staat der Kirche, die Geiſt— 
lihen dem Staate. Diejelben find freilich gebunden an die 
Perſon des Monarchen, der der conftitutionelle Oberbifchof 
it, aber diefer, nachdem er fich allerdings in materieller Für: 
forge für fie bedacht gezeigt, macht fih des Weiteren dureh 
feine Kirchenbehörden nur als weltlihe Erecutivmacht mit 
weltlihen Mitteln für die fouveränen Beſchlüſſe der Kirche 
bemerkbar und fühlbar, die ja der Natur der Sache nad, 
je mehr es ohne Conflict geht, viel unabhängiger von dem 
perjönlihen Willen daftehen müſſen, als im conftitutionellen 
Staat, und im Conflictsfalle viel feiter ihm gegenüber. Der 
Unterſchied des alten und des neuen Rechts ift ein durch⸗ 
gängiger und großer und ſo auch in der winzigen Frage be— 
treffs der Emeriten altes und neues Rechts. Aber wir ſehen, 
die Juriſten verſagen hier die Hilfe, und wenn im gegebenen 
Fall ein Gericht ſie vielleicht gewähren wollte, iſt zu fürchten, 
daß der Rechtsweg durch Geſetz ausgeſchloſſen iſt oder durch 
den Gerichtshof für Competenzconflicte ausgeſchloſſen wird. 
Was bleibt da übrig, als Appellation an die öffentliche Meinung. 

Zu dem Zwede reſumire ich, was ich bewiejen habe, in 
folgenden Süßen: | 

1. Der Emeritus altes Rechts unterjteht dem Algen. 
Landrecht, und dies ift es, was ihm der 89 des neuen Ge— 
ſetzes ausdrücklich garantirt. 

2. Dem Allgem. Landrecht geht der Begriff des geiſt— 
lichen Standes ganz in dem des Amtes auf; der geiſtliche 
Stand iſt ihm rechtlich nichts als die Summe der im Amte 
befindlichen Kirchenbeamten. 

3. Die Ordination iſt ihm nichts als die Uebertragung 
der Amtsbefugniß, welche mit der Amtsniederlegung ebenſo 
wie mit der Amtsentſagung gänzlich erliſcht. 

4. Dies ſtimmt mit der evangeliſchen Lehre, nach der 
diejelbe feinen unauslöſchlichen Charakter verleiht und fein 
Sacrament it, wie bei den Katholiken. 
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5. Der Emeritus tritt aus aller Deffentlichfeit und 
öffentlichen Verbindlichkeit in den Schatten des Privatlebens 
zurüd. 

6. Die Penſion ift ein Gnadengehalt, d. h. eine Ber: 
jorgung ohne alle Gegenleiftung und Gegenverbindlichkeit 
aber auch ohne jede Berechtigung außer ihr jelbit. 

7. Sie ift aber doch eine Gebühr, eine bedingungslofe 
Gebühr, die. der Staat lediglich Für vergangene Leitungen 
als Altersverforgung dem Individuum zuerfennt, der Cor: 
poration auferlegt, nachdem es in ihrem Dienſte jeine Kraft 
verbraucht und fie durch ihre geiltlihen Oberen feine tadel- 
(oje Amtsführung anerfannt und feine Amtsniederlegung ge— 
nehmigt hat. 

8. Nah dem alten Recht hat die Unterftellung der 
Emeriten unter die Disciplinargewalt der lediglich zur Amts: 
aufficht beitellten Kirchenbehörden ebenjowenig Sinn, als die 
Standesentjagung bei ihnen denkbar ift. 

I. Nah dem Allgem. Landreht und jeiner amtlichen 
Auslegung Scheint felbft eine Aufficht über die moralische 
Führung weder gewollt, noch, da ein Amtsärgerniß nicht mehr 
möglich, zuläffig, wie fie denn auch wohl nur für einzelne 
Individuen durch gehäffigite Sonderftellung unter geiftliche 
Polizeiaufjiht durchführbar wäre. 

10. Im Altersfalle, dem häufigften, erichiene überdies 
nach den Tendenzen des Allgem. Landrechts die Zurücdnahme 
der Penſion als eine reine Unbil. Wer den Preis nicht 
zahlen will, muß wenigftens die Waare zurüdgeben. Die 
im Dienfte verbrauchte Kraft müßte zurücdgegeben werden, 
um die Altersverjorgung zu entziehen. 

11. Sit aber die Diseiplin über den Lebenswandel aus- 
geichlofjen, jo noch mehr über jede andere, immer nur außer: 
amtliche Thätigfeit. 

12. Den Fall der Dienftunfähigfeit nicht wegen Alters, 
jondern vielleicht wegen körperlicher Gebrechen, die nur die 
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geiftlihe Amtsführung, nicht anderweite "Arbeit behindern, 
bat das Allgem. Landrecht nicht bejonders vorgejehen, konnte 
das aber auch wohl nicht, ohne feinem Princip untreu zu 
werden, die außeramtlihe Thätigkeit nicht der Anıtsaufficht 
unterzuordnen und den katholiſchen Standesbegriff nicht auf: 
fommen zu laffen. 

13. Bürgerlihe Vergehen werden bei Geiitlihen und 
Eremiten auch bürgerlich beftraft. Dem Emeritus altes Stils 
könnte und fonnte in dem Falle nur der Staat auf Grund 
ausdrüdliches Gejeßes das Ruhegehalt aberfennen. 

14. Der Emeritus altes Stils hat von dem Augenblide 
jeiner genehmigten Emeritirung an feinerlei andern Zuſammen— 
hang mit der Kirchenbehörbe, als daß er von ihr zuvörderſt 
ein Drittel feines bisheriges Einfommens (8 529) als fein Recht 
ohne weitere Bedingung lebenslänglich zu fordern und an 
fie jeinen jtatutenmäßigen Penfionsbeitrag zu zahlen hat. 

Das eine Drittel hat er eigentlich von feinem Amtsfolger 
rechtlich zu fordern. Die neue Gefeßgebung hat ſich's aber un— 
mögli gemacht, hier ihr DVerjprechen in $ 19 zu halten. 
Denn der Amtsfolger ift von dem Augenblicke an, wo der Vor: 
gänger lebenslänglich ein Drittel von ihm zu fordern hat, nur 
verbunden, 8 Sahre lang von feiner Stelle ein Viertel an die Cen— 
tralfajje zu zahlen. Da ift num nichts zu machen, als daß die 
Gentralfajje die Haftbarfeit nach dem alten Geſetz förmlich 
übernimmt und für den Nothfall der Rechtsweg gegen den 
Oberkirchenrath vorbehalten bleibt. 

15. Den Penſionszuſchuß hat derjelbe von der Gentral- 
jtelle oder den Bezirkskaſſen lediglich auf Grund des alten 
Statuts zu fordern. 

16. Das neue Gejeß jagt in $ 1: Wenn der Geiftliche wegen 
dauernder Dienftunfähigfeit von der zuftändigen Kirchenbehörde 
in den Ruheſtand verjegt wird, jo u. j. m,; es jcheint aljo 
nur ein Emeritirt werden, feinerlei Wollen des Emerenden 
anzuerkennen und nach Stämmler Pag. 10 ift es der Wille des 
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Gejeßgebers gewejen — zunächſt ſchon aus Zeit: und Finanz- 
gründen — die Gmeritirungen eher zu beſchränken als zu be: 
günftigen. Auch das alte Geſetz bindet natürli den Eme— 
renden an die Genehmigung der geiftlichen Oberen (8 523), 
es Spricht von einer joldhen Lage, da er aus Gründen emeritirt 
werden muß (8523). Aber es jagt doch auch $ 523: Wenn 
ein Pfarrer fein Amt niederlegen will, es jeßt eine von ihm 
ausgehende Spnitiative voraus. Und wenn $ 528 der Grund 
„wegen Alters“ fteht, jo wird deſſen Auslegung wohl auch 
nicht einem jchranfenlojen Ermeſſen unterliegen. Leicht dürfte 
fih da nad) kirchlichen Analogien irgend eine beſtimmte Grenze 
marfiren lafjen. Und danad dürfte auch in diefem Falle der 
Emeritus altes Stils unter Umständen etwas zu prätendiren 
haben, wo der neues Stils nicht mitzureden hat. 

17. Es bleibt die moralifche Forderung, der Geiftliche, auch 
der Emeritus ſei eine achtungswürdige Perſon. Dieje wird 
bei jenem nad dem Allgem. Landrecht zur rechtlichen, zur 
‚amtlichen Forderung. Dieje auch auf den legteren anzuwenden, 
wiverjpricht dem Buchftaben und Geiſt des Landrechts. Der 
allein in Frage fommende 8 528 fennt den Emeritus nur 
als eine bis dahin achtungswürdige Perfon. Paſſirt nun noch 
dem alten kranken Manne das Malheur, dieje Eigenschaft zu 
verlieren, jo bedauert es, ihn hiedurch noch jo ſpät geftraft. 
zu jehen, ohne ihn zum Hungertode verdammen zu wollen. 
Kein Zweifel, daß dieſe Coulanz noch heute der Kirchenbehörde 
beimohnt. Figura docet. Man muß hinter dieſer unbe- 
Ichränften Vollmacht des S 9 ein ganz ſpecifiſches Erforderniß 
des hier jo genannten „geiltlihen Standes” juchen. Aber 
das Chriſtenthum fennt ein jolches nicht. Die geiftliche Ach- 
tungsmwürdigfeit kann nur ein hervorragender Grad der allge: 
meinen chrijtlihen Achtungsmwürdigfeit jein. Es giebt und fordert 
für alle den einen und jelbigen heiligen Geiſt. Diejes hier 
kann aljo nur ein Specificum jein, welches die biblijchen Be— 
griffe von gut und böfe verfälfcht und zur Stunde auf einen 
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irgend allgemeinen Beifall im preußifchen evangelifchen Volke 
noch nicht rechnen kann. 

| 18. Brincipienfragen ftreifen habe ich müſſen; des Wei— 
teren fie zu verfolgen ift nicht mein Zweck. Das aber muß 
ich doch rejumiren. Ich beflage das neue Loch in der Staats: 
devije: „Jedem das Seine,” die doch ftreng durchgeführt für 
alle Noth, Für alle ausreichen würde. Geiftlihe Parteiagi— 
tation, ſchon prononeirte Barteiftellung, ſelbſt wenn es auch 
nicht jo brutal gejchieht und jo heidnifch wie in Berlin, wo 
man ſchon unter chriftlicher Fahre den Weg gezeigt hat, mit 
Entjegen Scherz zu treiben, jcheint mir immer ungeziemend. 
Verſchloſſen wird damit der Weg zur VBerföhnung, zu der doch 
auch im ſchlimmſten Falle alle zurück müſſen, und der allein 
im evangelifchen Chriftenthunm gegeben ift. Iliacos muros 
intra peccatur et extra. Aber etwas ganz anderes ijt Die 
hier drohende Entfremdung der Geiftlihen vom Staate, des 
Staats und der Kirche von einander. Auch für das Staats: 
leben müfjen die chriſtlichen Ideen der Sauerteig bleiben. 

19. Der Staat hat ein großes Dpfer gebradt. Wen 
fommt das zu Gute? MVielleiht der Kirche? Se nun, wie 
man’s nimmt. Sicher der Religion, dem Chriſtenthum nicht, 
damit wenigjtens auch nicht der chriſtlichen Kirche. Wir 
haben nun eine Kirche des Geſetzes ftatt der Gemeinde des 
Glaubens, und damit ift unjer Fundament erjchüttert. Die 
88 73 und 74 jchienen auch dem Geiftlihen im Amt eine 
außeramtlihe Thätigfeit auf feinem Gebiet zu geftatten, 
der 89 ſchließt diefelbe auch für den außeramtlichen Eme— 
ritus aus. 

20. Unſer Fundament erjchüttert. Aus begreiflichen 
Gründen war Luthers Hauptgewährsmann Paulus und ift 
es bei uns noch. Dies ift Freilich eine Einfeitigfeit. Und 
ich begreife es nicht, warum noch heute orthodore und libe- 
rale Theologen einig find, zum Theil, weil Jefus nichts ſelbſt 
gejchrieben habe, ihn mit jeinem Lehren und Wirken und 
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dejjen klaren Principien doch im Grunde nur zu einem Anz 
fänger des Glaubens zu machen”) und jeine Worte des 
ewigen Lebens jo wenig zur Grundlegung für die Chriften- 
lehre zu gebrauchen. Aber dieſe Einfeitigfeit, zumal wollte 
man nur erit ein gewiſſes offenbares Mißverjtändniß aus 
dem PBaulinismus bejeitigen, bringt feinen wejentlichen Schaden. 
Propheten und Apoftel find im Kerne eins. Nun aber ſteht's 
bei Paulus als das Fundament feit, daß Chrijtus hat fterben 
müſſen, um uns vom Geſetz zu erlöjen, und daß der Glaube 
allein es thut. Hiemit ftimmt Luther, von dem ic) aus 
vielen Sätzen meiner Excerpte nur den einen anführe: Nie- 
mand, als allein der Glaube macht die Perſon gut“*) oder 
heiliget fie. Dies Fundament ift nun erjchüttert. 

21. Noch einen Blid auf unfre zwei Juriſten von 
freilich ungleihem Werth! Es zeigt ſich bier, daß unver- 
meidlih die Buchftabenauslegung des Gejebes abhängig ift 
von fubjectiven Gefühlen der Berfonen, die jehr großen Ver: 
ſchiedenheiten au in den unbemußt bejtimmenden Motiven 
Kaum geben. ES zeigt fich hier die Gefahr, daß Juriſten 
werden zu Sophiſten, die nur dazu da find, zu beweilen, das, 
was wirklich ift, das ift vernünftig. Es zeigt ſich hier, daß 
ihnen unentbehrlih iſt eine fejte, über dem Necht ſtehende, 
zum Charakter gewordene Idee der Gerechtigkeit und ein uns 
erfehütterlicher Glaube an diejelbe, und darum eine tüchtige 
riftlicheethifche Bildung und eine tüchtige Erfenntniß der ges 
ſchichtlichen Entwidelung in ihrer ethifchen Bedeutung. Dann 
allein können fie auch über den Alltagsdienft hinaus Staats: 
männer werben mit Segen, die den Staat verchriftlichen, d. h. 
das Recht der Idee der Gerechtigkeit immer mehr annähern 
helfen, dann allein fünnen fie jogar mit Segen Conſiſtorial— 
väthe werden. Zartfühlend müſſen fie jein für jedes „wohl: 

*) j. Schultze, Gen.-Superint,, Chriſtenthum der Bergpredigt, 
Berlin 1873. 

**, Ich habe dabei gejchrieben: Opp. lar. ed. Jen, IV, fol. 376. 


al 


erworbene“ — und natürliche Recht, Horte ver Schwachen und 
Bedrängten, Hafer der Hoffart, ftreng gegen fich jelbit, feſt in 
den Parteiftrömungen, fern davon, zu fehmeicheln der Macht, 
vielmehr im Bunde mit einer echten Geiftlichkeit, bereit, auch 
die Mächtigen der, Erde zu ſchützen gegen fich ſelbſt und auch 
in verworrener Zeit das Schiff ficher durch die braufenden 
Wogen ſteuern zu helfen. 


Dell BERN 
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